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Mit Hochdruck arbeitet das
Bundesinnenministerium (BMI)
an der Umsetzung der sog.Beam-
tenrechtsreform auf der Grund-
lage des „dbb-Eckpunktepa-
piers“. Inzwischen liegt ein Ent-
wurf des Gesetzes zur Reform
der Strukturen des öffentlichen
Dienstrechts (Strukturreformge-
setz – StruktReformG) auf dem
Tisch.

Das wird geändert

Mit diesem Gesetz sollen u. a.
das Beamtenrechtsrahmengesetz
(BRRG), das Bundesbeamten-
gesetz (BBG), das Bundesbesol-
dungsgesetz (BBesG) und das
Beamtenversorgungsgesetz
(BeamtVG) vor allem zum Nach-
teil der Beamtinnen und Beam-
ten verändert werden, die heute
das 50. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben. Die älteren
unter uns können die Planungen
relativ gelassen betrachten, weil
sie durch Besitzstandsregelungen
und ein Wahlrecht selbst ent-
scheiden können, ob sie von die-
ser Reform betroffen sein wer-
den.

Geplant ist, die neuen Bestim-
mungen mit dem Gesetz zur
Reform der Bezahlungsstruktu-
ren bei Bund und Ländern und
mit dem Gesetz zur Überleitung
in die Bezahlungsstrukturen bei
Bund und Ländern in Kraft zu
setzen.

Deutliche Sprache bei
den Zielen

Das BMI spricht bereits im
„Vorblatt“ zu seinem Gesetzent-
wurf eine deutliche Sprache:„Der
Gesetzentwurf wird keine dau-

erhaften Mehrkosten für die
öffentlichen Haushalte verursa-
chen. Das neue leistungs- und
funktionsorientierte Bezahlungs-
system führt für die öffentlichen
Haushalte zu keinen Mehrkosten
gegenüber dem bisherigen
Bezahlungssystem. Das für die
Leistungsbezahlung erforderli-
che Finanzvolumen wird von
Anfang an durch Umschichtun-
gen innerhalb des Systems auf-
gebracht. Bisherige Bezahlungs-
bestandteile wie der sog.Verhei-
ratetenzuschlag werden schritt-
weise und sozial abgestuft zuguns-
ten der Leistungsbezahlung
umgewidmet. „Durch Flexibili-
sierung und Variabilisierung der
Bezahlung wird die Verwaltung
künftig mehr leisten und damit
weniger kosten.“

Kernpunkte des neuen
Gesetzes

Die Umstellung auf das neue
Bezahlungssystem soll mit fol-
genden Kernpunkten auf den
Weg gebracht werden:

Das neue, völlig veränderte
Bezahlungssystem (Bezahlungs-
ordnung F), das die Besoldungs-
tabellen A u. B ablösen soll,
würde für Neueinstellungen ab
dem 1. 4. 2006 gelten.

Die Überleitung der vorhan-
denen Beamtinnen und Beam-
ten erfolgt zusammen mit der
erstmaligen Vergabe der Leis-
tungsvariablen zum 1. 10. 2007.
Beamtinnen und Beamte, die 
spätestens mit Ablauf des 30.Sep-
tember 2014 die für sie geltende
gesetzliche Altersgrenze errei-
chen, erhalten auf (unwiderrufli-
chen) Antrag weiterhin Besol-
dung nach dem Bundesbesol-
dungsgesetz.

Soweit die Grundbezahlung
gegenüber dem am Tag vor der
Überleitung zustehenden Grund-
gehalt geringer ist, wird eine
Überleitungszulage in Höhe des
Unterschiedsbetrages zwischen
der jeweiligen Grundbezahlung
und dem Grundgehalt gezahlt,
das am Tag vor der Überleitung
zustand. Durch diese Besitz-
standsregelung wird sicherge-
stellt,dass niemand unter das bis-
herige Bezügeniveau am Tage der
Überleitung fallen kann.

Kürzung der Einkommen

Mit der Besitzstandswahrung
soll den Beamtinnen und Beamten
Sand in die Augen gestreut werden!

Die Überleitungszulage ver-
mindert sich durch künftige Be-
zahlungsverbesserungen:Also bei
Beförderungen,bei einer höheren
Stufe des Basisgehalts oder bei
allgemeinen Bezahlungsanpas-
sungen (lineare Gehaltserhöhun-
gen). Wer dies zur Kenntnis
nimmt, dem muss klar werden,
dass damit sein Einkommen in
den nächsten Jahren ggf. nicht
mehr steigen wird.Niemand wird
also kurzfristig weniger in der
Tasche haben, langfristig führt
die Reform aber zu erheblichen
Einbußen bei den Einkommen
im Vergleich zur heutigen Rechts-
lage.

Der Familienzuschlag der
Stufe 1 (Verheiratetenzuschlag)
wird abgeschafft. Diejenigen, die
am Tag vor dem Inkrafttreten des
Gesetzes einen Anspruch auf den
Familienzuschlag der Stufe 1 ha-
ben, bekommen diesen Zuschlag
weiter. Er verringert sich aber
mit jeder allgemeinen Anpassung
um 10 bzw. in den höheren Bezah-
lungsebenen um 15 oder 20 Euro.

Anschubfinanzierung

In der Zeit vom 1. 4. 2006 bis
zum 1. 10. 2007 ist ein Aufstieg in
den Stufen des Grundgehalts
(Leistungsstufen) nach dem bis-
herigen System ausgeschlossen!
Durch die Aussetzung des alters-
bezogenen Stufenaufstiegs im
genannten Zeitraum sollen finan-
zielle Mittel für eine sog. „An-
schubfinanzierung“ bereitgestellt
werden.Wir finanzieren also die
gesamte Reform mit unserem
eigenen Geld.

Kürzung der Pensionen

Durch eine Veränderung des 
§ 5 BeamtVG werden die Pen-
sionen der heute unter 50jährigen
deutlich gekürzt. Zur ruhege-
haltfähigen Bezahlung gehören
nach dem Gesetzentwurf künf-
tig u.a.:das Basisgehalt,die Stufe
der Leistungsvariablen der für
das Basisgehalt maßgebenden
Bezahlungsebene,die der Beamte
während der ruhegehaltfähigen
Dienstzeit im Durchschnitt erhal-
ten hat.

Dies ist eine Veränderung und
deutliche Verschlechterung zum
bisherigen Recht auf Alimenta-
tion aus dem letzten Amt!

DGB und GdP lehnen Gesetz-
entwurf zur Reform zur Struk-
tur des öffentlichen Dienstes
weitgehend ab und fordern Ver-
besserungen.

Mehr Leistung bei weniger
Einkommen und Pension. So
nicht! DGB und GdP lehnen den
vorliegenden Entwurf des Struk-
turreformgesetzes ab. Es ist nicht
akzeptabel, dass die öffentlichen
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Arbeitgeber sich ihrer Verpflich-
tung der Besoldung und Versor-
gung der Beamtinnen und Beam-
ten dadurch entziehen wollen,
dass die Betroffenen künftig
einen guten Teil ihrer Einkom-
men selbst untereinander finan-
zieren müssen.

Dies und eine Reihe weiterer
Kernpunkte zeigen, wie kritisch
der BMI-Entwurf zu sehen ist.
DGB und GdP haben dazu einige
Positionen herausgegriffen:

Es fehlen Aussagen zur Über-
nahme der im Tarifergebnis aus-
gehandelten Einmalzahlungen
von 300 € für 2005,2006 und 2007
auf den Beamtenbereich.

Im neuen System fehlen –
anders als im neuen Tarifrecht –
Umschichtungen zugunsten der
Einkommenshöhen junger Be-
amtinnen und Beamter.Während
das neue Tarifrecht im Gesamt-

volumen zugunsten gerade junger
Berufseinsteiger im Familien-
gründungsalter umschichtet,wird
dies bei der Besoldung nicht
nachvollzogen. Im Gegenteil, die
Einkommen sind bereits nach
zwei Jahren – trotz Verleihung
einer Leistungsstufe – geringer
als bisher.

Der durchschnittliche Beamte
der Zukunft wird sich bei glei-
cher Verantwortung und Quali-
fikation durch strukturelle Ände-
rungen im Regelfall auf einem
niedrigeren Bezahlungsniveau
wieder finden als heute.

Beförderungen lohnen sich
nach der neuen Leistungsbesol-
dung deutlich weniger als im bis-
herigen System. Der Einkom-
menszuwachs aus einer Beför-
derung fällt zukünftig um fast
drei Viertel niedriger aus als nach
dem bisherigen System.

Leistungsbemessung ist nicht
transparent und nachvollziehbar.
Das Institut der Zielvereinba-
rung ist ein nicht justiziabler
Begriff und inakzeptabel vage.
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Durch die Vorgabe der kosten-
neutralen Umstellung des Sys-
tems und wegen des engen Bud-
gets müssen zwangsläufig viele
Beamtinnen und Beamte unter-
halb der Leistungsstufe 2 (gute
Leistungen) eingestuft werden.
Ansonsten gibt es keinen finan-
ziellen Spielraum, um „Spitzen-
leister“ in den Leistungsstufen 3
und 4 zu besolden.

Im Versorgungsrecht fehlt für
Beamtinnen und Beamte im
Schicht- und Wechseldienst ein
Bemessungszuschlag, der die
besondere gesundheitliche Belas-
tung ausreichend berücksichtigt.
Stattdessen werden diese Beam-
tinnen und Beamte durch die im
Gesetz zur Neuregelung der Ver-
sorgung geregelten Abschläge
weiter bestraft.

Der Gesetzentwurf enthält
keine Regelungen für die Mit-
nahmemöglichkeit von Versor-
gungsanwartschaften beim Wech-
sel in die Privatwirtschaft. Der
Verheiratetenzuschlag wird
gestrichen bzw. abgeschmolzen.

An die Adresse der Bundes-
regierung ist zu sagen: Es ist eine
Zumutung,ein 224-seitiges Geset-
zeswerk innerhalb von 14 Tagen
bewerten zu müssen. Das wider-
spricht jedem Ansatz von ver-
nünftiger Partizipation der Be-
schäftigten. In solch wichtigen
Berufs- und Sozialfragen muss
ausreichend Zeit für ein demo-
kratisches Verfahren bleiben.

Und für die Diskussion in den
Dienststellen ist klarzustellen:
Das ist keine Angstmache, son-
dern die gewerkschaftlich not-
wendige Aufarbeitung einer für
alle Beamtinnen und Beamte
ungemein wichtigen Gesetzes-
vorlage.Wir klären auf.Wir bezie-
hen deutlich Stellung. Und wir
setzen uns im Gesetzgebungs-
verfahren für Verbesserungen ein.

Der Landesvorstand
P. S. Wer sich selbst ein Bild

machen will,kann den Gesetzent-
wurf des BMI und die dazu gefer-
tigten Stellungnahmen von DGB
und GdP auf der GdP-Homepage
nachlesen: www.gdp-saarland.de
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JUNGE GRUPPE

Blaulichtmilieuparty
Auch in diesem Jahr veran-

staltete die Junge Gruppe der
GdP wieder eine Blaulichtmilieu-
Party. Wie schon in den vergan-
genen Jahren trafen sich hier viele
zu einer Disco
– Party, die
beruflich unter
dem „Blau-
licht“ arbeiten:
Polizei, Justiz,
Zoll, Kran-
ken-/Rettungs-
dienste, Feuer-
wehr, THW
usw., um in der
Bel Étage zur
Musik von DJ
Thomas zu tan-
zen oder ein-
fach außerhalb
des Dienstes
mit Kollegin-
nen und Kolle-
gen zu reden
und zu ent-
spannen. Jens

Berner und sein Team hatten mit
Unterstützung der Ver.di-Jugend
hervorragende Arbeit geleistet,
denn mehr als 300 Personen
waren der Einladung in die „Bel

Étage“ gefolgt, die ein fantasti-
sches Ambiente für diese Veran-
staltung bot und tanzten bis in
die frühen Morgenstunden ab.

C. W.

Die Partygäste unterhielten und amüsierten sich. Foto: C. W.
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Nachdem wir über Jahre hin-
weg im gehobenen Dienst der
saarländischen Polizei Beförde-
rungsentscheidungen auch auf
der Basis einer eher „inoffiziel-
len“ Dienstpostenbewertung hat-
ten, gibt es seit 1.April 2004 eine
neue „offizielle“ Grundlage,näm-

lich das – zwischenzeitlich eva-
luierte – Ergebnis der teilanaly-
tischen Dienstpostenbewertung.
Die saarländische GdP hat von
Anfang an mit diesem neuen
System die Erwartung verbun-
den, dass Beförderungsentschei-
dungen nun transparenter und
für die Betroffenen nachvoll-
ziehbarer getroffen werden könn-
ten, und somit auch die eigene
Karriereplanung eher gestaltbar
wäre. Dazu gehört aber auch,
über die allgemeine Zuordnung
von Dienstposten zu den Besol-
dungsgruppen A 12 und A 13 hin-
aus die an den entstandenen
Punktwerten orientierte Diffe-
renzierungsmöglichkeit innerhalb
der Gruppen in noch zu konkre-
tisierender Form zu nutzen. Dies
bedeutet konkret, dass – etwa in
Form einer Beförderungsaus-
wahlrichtlinie – ein neuer diffe-
renzierterer Gesamtzusammen-
hang zwischen Beurteilung,Vor-
beurteilung, Funktion und Zeit
ihrer Ausübung, Rangdienstalter
und anderen Kriterien herstellbar

wäre. Dies bedeutet nicht, dass
die differenzierten Punktwerte
schematisch von oben nach unten
abgearbeitet werden sollten, also
Auswahlermessen sich auf Null
reduzierte. In diesem Sinne waren
wir bereits mehrfach bei politisch
Verantwortlichen vorstellig, bis-
her allerdings ohne den erwarte-
ten Erfolg. Mit dem nachfolgend
abgedruckten offenen Brief
haben wir nun einen neuerlichen
Anlauf unternommen.

Ein zweiter ganz wichtiger
Punkt ist in diesem Brief ebenfalls
enthalten:

Auch bei unseren Tarifbe-
schäftigten, die an Maßnahmen
der Weiterqualifizierung betei-
ligt waren, besteht noch Hand-
lungsbedarf.Wer sich einer Qua-
lifizierung unterzogen hat und
nun auf einer entsprechenden
Stelle Dienst verrichtet, hat doch
wohl den Anspruch auf tätig-
keitsangemessene Entlohnung.

Brief im Wortlaut

Sehr geehrte Frau Ministerin,
ich möchte mich mit diesem

Schreiben an Sie wenden, um
noch auf zwei wichtige Themen
hinzuweisen,die bei unserer letz-
ten Besprechung am 10. März
2005 aus Zeitgründen nicht mehr
angesprochen werden konnten.

Dienstpostenbewertung
Im März 2004 wurde das

Ergebnis der teilanalytischen
Dienstpostenbewertung für die
Besoldungsgruppen A 12 und A
13 des gehobenen Polizeivoll-
zugsdienstes sowie für den höhe-
ren Polizeivollzugsdienst bekannt
gegeben und danach alsbald in
Kraft gesetzt. Die nun wirksame
teilanalytische Dienstpostenbe-
wertung wurde konsequenter-
weise bei den Beförderungsvor-
schlägen ab dem Beförderungs-
termin 1. 4. 2004 berücksichtigt.

Das zentrale Wesensmerkmal
dieser Dienstpostenbewertung ist
die Feststellung einer funktions-

orientierten Gesamtpunktzahl
und der sich hieraus ergebenden
Zuordnung des Dienstpostens zu
einer bestimmten Besoldungs-
gruppe (A 12–A 16). Hieraus
ergibt sich eine Abstufung inner-
halb der gesamten Dienstpos-
tenbewertung,beginnend mit der
Bewertungszahl 550 (A12) und
abschließend mit der Bewer-
tungszahl 910 (A16). Zur kon-
kreten Erhebung der jeweiligen
Bewertungszahl wurden insge-
samt sieben Bewertungsmerk-

male (Grad der Verantwortung,
Grad der Führungsverantwor-
tung, Grad der Selbstständigkeit,
Schwierigkeit der dienstlichen
Beziehung, Schwierigkeit der
Informationsverarbeitung, Grad
der Fachkenntnisse/Erfahrungen
und sonstige Bewertungsmerk-
male) überprüft. Mit der ent-
sprechenden Gewichtung konnte
– verfahrenstechnisch nachvoll-
ziehbar – die entwickelte Bewer-
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Dienstpostenbewertung/Weiterqualifizierung –
Was nun?
Von Hugo Müller

Anzeige

Hugo Müller Foto: GdP
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tungszahl der jeweiligen Besol-
dungsgruppe zugeordnet werden.

Die Gewerkschaft der Polizei
hat immer die Auffassung ver-
treten,dass einer teilanalytischen
Dienstpostenbewertung der Vor-
zug vor einer rein summarischen
Dienstpostenbewertung zu geben
ist. Das zuvor beschriebene Ver-
fahren und somit auch das ent-
wickelte Ergebnis entsprechen
im Grundsatz dieser Erwartung.
Es stellt sich jedoch die ent-
scheidende Frage, wie sich im
Weiteren die konkrete Anwen-
dung der Dienstpostenbewer-
tung, z. B. bei Beförderungsaus-
wahlentscheidungen, darstellen
soll.

Bei den Beförderungstermi-
nen 1.April und 1. Oktober 2004
und 1.April 2005 wurde die jewei-
lige Bewertungszahl nur insoweit
berücksichtigt, als dass sie zur
Differenzierung zwischen den
Besoldungsgruppen diente, also
der Beantwortung der Frage,wel-
cher Dienstposten der Besol-
dungsgruppe A 12,A 13,etc.zuzu-
ordnen war. Nach unserer Auf-
fassung sollte aber die konkrete
Bewertungszahl – im Sinne von

mehr Transparenz und einer Ver-
besserung der Möglichkeit zur
eigenen Karriereplanung – inner-
halb der jeweiligen Besoldungs-
gruppe im Sinne einer sog. Bin-
nendifferenzierung Bedeutung
auch bei der Beförderungsaus-
wahl haben, wenngleich nicht in
absoluter und schematischer
Form.Auch besteht die Möglich-
keit, Personalentwicklungskon-
zeptionen auf der Grundlage
einer differenzierten Dienstpos-
tenbewertung zu entwickeln.Eine
solche Binnendifferenzierung
wurde – sicherlich nicht ohne
guten Grund – bereits bei der
ausbildungs- und prüfungsfreien
Überleitung in den höheren
Dienst angewandt. Dort erfolgte
neben anderen Kriterien näm-
lich die entsprechende Auswahl
auch an der Festlegung des ent-
sprechenden Dienstpostens mit
einer Bewertungszahl von 800.

Sehr geehrte Frau Ministerin,
bereits in einer Gesprächsrunde
zwischen GdP-Vertretern und
Ihnen am 16. 7. 2004 wurde die
Frage der differenzierten Anwen-
dung der Ergebnisse im Zusam-
menhang mit zukünftigen Perso-
nalauswahlentscheidungen the-
matisiert. Es wurde vereinbart,

dass diese sehr wichtige Frage
zeitnah beantwortet wird, damit
jedenfalls die Beförderungsaus-
wahlentscheidung zum 1. 4. 2005
unter diesem Aspekt erfolgen
kann. Die entsprechenden Aus-
wahlentscheidungen zum Beför-
derungstermin 1. 4. 2005 wurden
jedoch wiederum ohne eine
Berücksichtigung der Binnendif-
ferenzierung durchgeführt.Bezug
nehmend auf unsere Ge-
sprächsrunde im Juli 2004 bitten
wir erneut um eine Klärung die-
ser wichtigen Frage, damit die
Anwendung entsprechender
Systeme zum 1. 10. 2005 erfolgen
kann.

Weiterqualifizierung
Ein weiteres wichtiges Thema

beschäftigt sich mit der Höher-
gruppierung von Tarifangestellten
innerhalb der saarländischen Poli-
zei.

Im Oktober 2003 ergab sich
für eine begrenzte Zahl von Tarif-
beschäftigten die Möglichkeit,
einen Weiterqualifizierungslehr-
gang zu besuchen. Dies war auch
erforderlich geworden,weil inner-
halb der neuen Strukturen der
Polizei Tarifbeschäftigte „höher-
qualifizierte Tätigkeiten“ ver-
richten mussten.Sie nehmen seit-

dem schwierigere Tätigkeiten
wahr, die anderen Vergütungs-
gruppen zuzuordnen sind.

Natürlich ist uns bewusst, dass
allein aus einer Weiterqualifizie-
rung kein rechtlicher Anspruch
auf Höhergruppierung abzulei-
ten ist. Eine solche Weiterquali-
fizierung hat jedoch zum Ziel,die
Fachkompetenz der Teilneh-
mer/Teilnehmerinnen zu er-
höhen, um sie zur adäquaten
Besetzung einer „höherwertigen“
Stelle zu befähigen. Nach unse-
rem Kenntnisstand wurden diese
höherwertigen Tätigkeiten unmit-
telbar nach Abschluss der Wei-
terqualifizierung übertragen.Wir
halten es für zwingend erforder-
lich, die betroffenen Tarifbe-
schäftigten über den aktuellen
Sachstand umfassend zu infor-
mieren und die Höhergruppie-
rungen auch schnellstmöglich
vorzunehmen.

Sehr geehrte Frau Ministerin,
bitte sorgen Sie dafür, dass für
höherwertige Tätigkeiten endlich
auch eine adäquate Vergütung
erfolgt!

Mit freundlichen Grüßen
Hugo Müller,

Landesvorsitzender
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TRADITION

1. Mai Demo in Saarbrücken
Petrus meinte es gut mit den

3000 Teilnehmern der Demo zum
1. Mai, die vom Saarbrücker
Schlossplatz zum Deutsch-Fran-

zösischen Garten (DFG) mar-
schierten, denn die Sonne schien
und von den Temperaturen her
sagten die Meteorologen, dass es
der erste „Sommertag“ des Jah-
res 2005 gewesen sei.

Etwa 400 Studentinnen und
Studenten hatten auf dem Schloss-
platz gegen die Einführung von
Studiengebühren demonstriert
und schlossen sich anschließend
der Demo an.Auch die GdP-Saar
nahm mit einer Gruppe an der
zentralen Mai-Veranstaltung des
DGB-Saar teil. Sie stand in die-
sem Jahr unter dem Motto: „Du
bist mehr. Mehr als eine Num-
mer. Mehr als ein Kostenfaktor.
Du hast Würde.Zeig sie!“ Haupt-
redner war der Landesvorsitzende
des DGB Saar Eugen Roth. Er
ging in seiner Rede auf einen

Casino-Kapitalismus ein,der sich
langsam in Deutschland breit
mache. Gemeint war damit die
zunehmende Unternehmermen-
talität, trotz großer Gewinne nicht
in neue Arbeitsplätze zu inves-
tieren, ja sogar noch Arbeitsplätze
abzubauen. Als Ausreden würde
wechselweise der Globalisierung
die Schuld gegeben, um im ande-
ren Falle dann das angeblich zu
hohe Lohnniveau als Hindernis
für die Investitionsbereitschaft
ausländischer Investoren zu nut-
zen. Den Arbeitnehmern sei
genug zugemutet worden – siehe
40 Stunden Woche für Beamte
und den Versuch, dies nun auch
auf den Tarifbereich im öffentli-
chen Dienst zu übertragen.

An die Adresse der Landesre-
gierung ging sein Vorwurf, dassDie GdP-Teilnehmergruppe, klein aber fein – und mittendrin. Foto: C. W.
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das Stück „Aufsteigerland-Saar-
land“ beendet sei und nun eine
Ökonomie der Not herrsche, was
die erfolglose Bittprozession zu
Bundesfinanzminister Hans
Eichel bewiesen habe.

Harsch ging Eugen Roth mit
FDP-Chef Guido Westerwelle
um,der in einem erneuten Rund-
schlag gegen die Gewerkschaf-
ten behauptet hatte, dass die
Arbeitnehmer fremdbestimmt
durch Gewerkschaftsfunktionäre
seien, die eine wahre Plage für
das Land darstellen.

Unterstützung erhielt Roth
durch vier Ver.di-Fallschirm-
springer, die im DFG landeten,
und angesichts der derzeitigen
Lage im Tarifstreit mit den öffent-
lichen Arbeitgebern zeigten,dass
wir nicht „ins Bodenlose fallen
wollen“.

Der GdP-Infostand im
Deutsch-Französischen Garten
war auch diesmal ein Anzie-
hungspunkt für viele Besucher.
Unsere fleißigen Helfer hatten
dort alle Hände voll zu tun.

C. W.

unterliegt einem Leistungsabfall,
der möglicherweise durch äußere
Einflüsse (Klima, Tragehäufig-
keit,Lagerung pp) hervorgerufen
bzw. verstärkt werden könnte.
Das Saarland hat zwischenzeit-
lich in Mellrichstadt eigene Be-
schusstests durchführen lassen.
Im Ergebnis bleibt festzustellen,

dass es bei einer intensiv im
Kosovo-Einsatz getragenen
Schutzweste beim 25 Grad Win-
kelbeschuss und beim aufge-
setzten Schuss zu Durchschüs-
sen kam. Die beiden anderen
getesteten Schutzwesten hielten
den Beschusstests stand und
waren insoweit nicht zu bean-
standen.

„Zweite Chance“?

Die Firma Second Chance hat
zwischenzeitlich Insolvenz bean-
tragt. Das Saarland hat nach dem
Ergebnis der Beschusstests ge-
genüber der Firma den Garan-
tiefall erklärt. Zwischenzeitlich
ist ein Insolvenzverwalter
bestellt. Das Land hat weiterhin
die Wandelung bzw. den Rück-
tritt von den Kaufverträgen
erklärt und somit alle rechtlichen
Optionen gezogen.Wie das Ver-
fahren ausgeht bleibt abzuwar-
ten. Immerhin hat die Firma
Second Chance noch eine „Pro-
duktwarnung“ herausgegeben
mit der Angabe einer Hotline
(02 21/2 08 07 86), bei der man
sich von montags bis freitags,9.00
Uhr bis 17.00 Uhr, Rat einholen
kann.

Gefühlslage

„Für Panik gibt es keinen An-
lass“, so der GdP-Landesvorsit-
zende Hugo Müller und der 
Leiter D 5, Harald Jenal, in der
Saarbrücker Zeitung.Gleichwohl
bleibt ein Stück Ungewissheit und
Unsicherheit bei den Kollegin-
nen und Kollegen vorhanden.Die
derzeitigen Schutzwesten werden
nämlich in einem Pool auf den
Dienststellen vorgehalten. Die
Nachteile einer Poolhaltung:Kei-
ner fühlt sich so richtig dafür ver-
antwortlich! Ist ja nicht meine
Schutzweste! Aber noch ent-
scheidender. Ich weiß nichts über
die Weste, die ich mir gerade aus
dem Pool greife:Wie ist sie bisher
behandelt worden? Wie oft ist sie
getragen worden? Wie ist ihr
Sicherheitszustand? Ein insge-
samt ungutes Gefühl,das letztlich
dazu führt, dass die Akzeptanz
der „Poolwesten“ größer sein
könnte. Insofern begrüße ich die
Entscheidung der Innenministe-
rin sehr, zu 1 die Westen der
Firma Second Chance Zug um
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Ein Blick auf die Bühne im DFG. Foto: C. W.

SCHUTZWESTEN

Beschützer oder
Sicherheitsrisiko
Eine Bestandsanalyse von Dirk Schnubel

„Lebensretter mit Löchern“ titelte die Saarbrücker Zei-
tung am 20. April 2005 auf der Seite C 1. Was war
geschehen? Bereits am 3. August 2004 erhielt auch die
GdP Kenntnis über mögliche Qualitätsverluste der für die
saarländischen Kolleginnen und Kollegen beschafften bal-
listischen Schutzweste der Firma Second Chance. (wir
berichteten in der Ausgabe 9/2004). Dieser Qualitätsver-
lust, der in Fachkreisen wohl schon im Jahr 2003 disku-
tiert wurde, erhärtete sich durch Schussversuche im
unabhängigen Beschussamt Mellrichstadt.

Aktuelle Sachlage

In den u. a. im Saarland, aber
auch Nordrhein-Westfalen, Bay-

ern, Schleswig-Holstein und
Rheinland-Pfalz verwendeten
Schutzwesten der v. g. Firma wur-
den so genannte „Zylon-Fasern“
verarbeitet. Dieses Material

SZ vom 19. 4. 2004

SZ vom 20. 5. 2005

Fortsetzung auf Seite 6
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Zug und möglichst schnell aus-
zutauschen und zu 2. die Pool-
haltung zugunsten einer persön-
lichen Ausstattung aufzugeben.
Sobald dieses Vorhaben realisiert
ist hoffe und erwarte ich von den
Kolleginnen und Kollegen, dass
sich die Trageakzeptanz deutlich
erhöht.

Quellen: SZ vom 19. u. 20.
April 2004,Mitarbeiterinnen- und
Mitarbeiterinformation Nr. 2,
MfIFFS, Referat D 5

KG Neunkirchen

Geburtstagsgrüße
Gleich sechs runde Geburts-

tage konnten bis zum 20. April
dieses Jahres in der Kreisgruppe
Neunkirchen gefeiert werden.So
feierten am 4. 3. 2005 der Kollege
Helmut Johäntgen und am 5. 3.
2005 Werner Rech ihren 50.
Geburtstag.Am 18.3.2005 feierte
dann der Kollege Gerd Pickard
seinen 50. Geburtstag.Abgerun-
det wurde der Geburtstagsreigen
der „Neu-80er“ am 27. 3. 2005
durch unser ÖPR-Mitglied Joa-
chim (Joa) Marx. Am 20. 4. 2005
feierte der Koll. Otmar Karst sei-
nen 60. Geburtstag. Ihn dürfen
wir nun im Kreise der Ruhe-
standsbeamten begrüßen. Herz-
lich willkommen.Einen weiteren
runden Geburtstag feierte unser
Ruhestandskollege Karl Heinz
Feller. Dieser wurde am 10. 3.
2005 80 Jahre alt.An dieser Stelle
gratuliert die KG aber auch
nochmals dem Kollegen Paul
Schmidt in Karlsruhe, der am
10. 1. 2005 88 Jahre alt wurde,
dem Kollegen Herbert Baltes
zum 65., dem Kollegen Dagobert
Blatter zum 82. und Otto Johann
zum 81. sowie dem Kollegen Karl
Haake zum 82.Geburtstag.Allen

Jubilaren von hier aus nochmals
alles Gute,Gesundheit und Wohl-
ergehen.

Hartmuth Emmerich,
KG-Vorsitzender

KG Merzig – Wadern

Ruhestandsversetzung
Bereits am 2. Februar vollen-

dete Joachim Löcherbach sein
sechzigstes Lebensjahr und
wurde mit Wirkung vom 1. März
in den wohlverdienten Ruhestand
verabschiedet. Die Kreisgruppe
Merzig-Wadern wünscht dem
langjährigen Verkehrserzieher
der PBI Merzig noch viele schöne
Pensions-Jahre bei bester
Gesundheit. W. O.

KG Landespolizei-
direktion

PMK in neuen Diensträumen
Am Montag dem 14. 3. 2005

konnte das neue Dienstgebäude
des Polizeimusikkorps im Esch-
berger Weg seiner Bestimmung
übergeben werden.

Im Proberaum des PMK durfte
Polizeidirektor Wilfried Pukallus
unter den zahlreichen Ehrengäs-
ten die Ministerin für Familie

Inneres u. Sport, Frau Annegret
Kramp-Karrenbauer, sowie den
Direktor der Landespolizeidi-
rektion, Paul Haben, begrüßen.

Ministerin Kramp-Karren-
bauer sowie Paul Haben beton-
ten, dass es kein leichtes Unter-
fangen war, ein Dienstgebäude
zu finden,welches gleichermaßen
den Belangen eines Kulturor-
chesters, sowie den dienstlichen

Erfordernissen des Polizeivoll-
zugsdienstes Rechnung trägt.Mit
dem ehemaligen Gebäude der
Telefilm Saar wurde eine Immo-
bilie gefunden, die mit geringen
Umbauten beiden Erfordernis-
sen gerecht wurde. Ministerin
Kramp-Karrenbauer erläuterte
die Unverzichtbarkeit einer Insti-
tution wie dem Polizeimusikkorps
im Rahmen der Öffentlichkeits-
arbeit und die damit einherge-
hende positive Einstellung der
Bürger zu ihrer Polizei.

Für die polizeiexternen Ehren-
gäste skizzierte der Direktor der
Landespolizeidirektion, Paul
Haben,die Aufgabenbereiche des
PMK und erwähnte lobend, dass
gerade bei dem Musikdienst viele
Mitarbeiter des PMK ihre priva-
ten Musikinstrumente und viel
Eigenengagement einbringen.
Den dualen Auftrag des PMK mit
50% Polizeivollzugsdienst/50%
Musikdienst stellte er als bun-
desweit mustergültig dar. Die
Existenz einer solchen Sonder-
dienststelle sei vor allem dadurch
gesichert, dass die Ausgaben im

Musikhaushalt ausschließlich aus
den Honoraren der Auftritte
finanziert werden können.

In Vertretung unserer Polizei-
seelsorger sprach Pfarrer Stephan
Hüls, selbst Mitglied des Chores
der Saarl.Polizei, feierliche Worte
und erläuterte in seiner Anspra-
che die friedensstiftende u.pathe-
tische Wirkung der Musik in all
ihren Facetten.

In gewohnt hervorragender
Manier umrahmte das Blechblä-
serquintett des Polizeimusikkorps
des Saarlandes die Einwei-
hungsfeierlichkeiten. B. L.

KG St. Wendel

Schuhputzmaschine überge-
ben
Die Kreisgruppe St. Wendel

übergab zwei Schuhputzautoma-
ten, die in St. Wendel und Noh-
felden-Türkismühle aufgestellt
wurden und dort von allen Kol-
leginnen und Kollegen genutzt
werden können.

GdP – eine saubere Sache!
GdP – ein guter Rat.

KG Saarlouis

Ruhestandsversetzung
Zum 31. Mai 2005 trat unser

GdP-Kollege Herrmann Sinn-
well, als Leiter des Polizeipostens
Saarwellingen, in den Ruhestand.
Lieber Herrmann, die KG Saar-
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„Schutzwestenpool“ Foto: D. S.

KREISGRUPPEN

Unsere Kreisgruppen
berichten

Das Blechbläserquintett des PMK in den neuen Räumlichkeiten.
Foto: B. L.
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louis und ich persönlich wünschen
dir nochmals ALLES GUTE.
Bleib der GdP gewogen! Ich gehe
davon aus, dass es dir und Elisa-
beth im neuen Lebensabschnitt

nicht langweilig wird und ich bin
mir sicher, dass du den Kontakt
zur „Saarwellinger Truppe“ nicht
verlieren wirst. D. S.

Jubilare
Die Kreisgruppe Saarlouis gra-

tuliert von dieser Stelle aus allen
Jubilaren des 1. Halbjahres 2005.
Für 50 Jahre GdP-Mitgliedschaft
Peter Valentin aus Schmelz. Für
40 Jahre GdP-Mitgliedschaft
Franz Josef Adams aus Wadgas-
sen und Horst Quinten aus
Eppelborn. 25 Jahre haben der
GdP die Treue gehalten Gerd
Bach, Hans Günther Becker,

Armin Ferner, Leo Leinenbach,
Hugo Müller, Christoph Pusse,
Hans-Josef Rech, Heinz Rettig,
Günther Rzeznik, Peter Schorr,
Peter Schütz, Günther Speicher.

Die offizielle Ehrung aller Jubi-
lare findet auf der Mitglieder-
versammlung gegen Ende des
Jahres statt. D. S.

Rechtliche Grundlagen

Eine verfassungsrechtliche
Betrachtung ergibt folgendes
Ergebnis:Art.33 Abs.5 GG spricht
die „hergebrachten Grundsätze“
des Berufsbeamtentums an.Nach
ständiger Rechtsprechung des
BVerfG gewährleistet Art.33 Abs.
5 GG jedoch nur den Kernbestand
dieser Prinzipien. Dies bedeutet,
dass nicht jede überlieferte Ein-
zelregelung den Schutz des GG
genießt.

Das „Lebensarbeitszeitprin-
zip“ wird jedoch den herge-
brachten Grundsätzen zugerech-
net. Es bedeutet, dass den Beam-
ten ein Amt „auf Lebenszeit“
übertragen worden ist. Gleich-
wohl wird nicht gefordert, dass
der Beamte bis zu seinem Tode
die ihm übertragenen Pflichten
wahrnehmen muss. Ihre Schranke
findet die grundsätzlich lebens-
lange Dienstleistung in der
Dienstfähigkeit. Ist die Dienst-
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Peter Wack (links) und Thomas Ehlhardt. Foto: PI WND

Hermann Sinnwell (vorne links), daneben seine Ehefrau Elisabeth.
Foto: D. S.

In eigener Sache:

Wir möchten alle Kolleginnen und
Kollegen bitten, bei Umzug ihre
neue Anschrift möglichst schnell
ihren Landesbezirken anzugeben,
damit die DEUTSCHE POLIZEI
zugestellt werden kann. Die Post
liefert uns nämlich ab Mitte des
Jahres keine „Rückläufer“ mehr.
Verlag DEUTSCHE POLIZEI-
LITERATUR

FAKTORISIERUNG

30 Jahre Schicht- und
Wechseldienst sind genug!
Eine Zusammenfassung von Dirk Schnubel (Teil 2)

Anzeige

Fortsetzung auf Seite 8
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unfähigkeit erwiesen, tritt der
Beamte in den Ruhestand. Bei
einer gewissen Altersgrenze wird
diese unwiderlegbar vermutet.

Art. 33 Abs. 5 GG fordert
somit weder eine auf ein
bestimmtes Lebensalter gerich-
tete noch eine für alle Beamten
einheitliche Festsetzung der
Altersgrenze.

Es stellt sich in diesem Zusam-
menhang allerdings die Frage, ob
durch eine unterschiedliche Fest-
setzung der Altersgrenzen der
Gleichheitsgrundsatz des Art. 3
Abs. 1 GG verletzt sein könnte.
Dieser Artikel gebietet, Gleiches
gleich und Ungleiches seiner
Eigenart entsprechend verschie-
den zu behandeln. Bei dem hier-
für erforderlichen Abwägungs-
prozess ist es einzig und allein
Sache des Gesetzgebers, die
unterschiedlichen Elemente, die
unterschiedlichen Lebensver-
hältnisse zu werten. Er entschei-
det allein, welche Lebensver-
hältnisse er für gleich oder ver-
schieden ansieht.

Und der Gleichheitssatz ist nur
verletzt, wenn sich ein einleuch-

tender Grund für die vom Gesetz-
geber vorgenommene Differen-
zierung oder auch Gleichbe-
handlung nicht finden lässt, d. h.
wurden wesentlich gleiche oder
ungleiche Elemente eines Le-
benssachverhaltes unterschied-
lich berücksichtigt.

In diesem Zusammenhang
wurden am 10.3.1989 vom Deut-
schen Bundestag in einer Ent-
schließung die „Ungleichheit“
der Aufgabenwahrnehmung der
Vollzugspolizei zur Allgemeinen
Verwaltung im Hinblick auf die
besonderen Altersgrenzen von
Polizei-, Feuerwehr- und Straf-
vollzugsbeamten überprüft mit
dem Ergebnis, dass aufgrund der
hohen physischen und psychi-
schen Belastungen der v. g.
Berufsgruppen,ein Festhalten an
der bisherigen Altersgrenze zwin-
gend erforderlich ist.

Gesetzliche Grundlagen

Gemäß § 25 Beamtenrechts-
rahmengesetz liegt die Gesetz-
gebungskompetenz bei den Län-
dern bzw.beim Bund für die Bun-
desbeamten.

§ 25 Abs. 1 BRRG lautet: „Für
einzelne Beamtengruppen kann
gesetzlich eine andere Alters-
grenze bestimmt werden. Der
Zeitpunkt des Eintritts in den
Ruhestand ist durch Gesetz zu
regeln.“

Fristen/
Vertrauensschutz

Bei Veränderungen ist im Hin-
blick auf zu beachtende Fristen
die Schaffung von Übergangsre-
gelungen notwendig. Grundsätz-
lich kann der Beamte jedoch nicht
für alle Zukunft auf eine beste-
hende,für ihn günstige gesetzliche
Regelung,vertrauen.Grundsätz-
lich und regelmäßig ist aber in
solchen Fällen eine Abwägung
zwischen dem Vertrauen des Ein-
zelnen in den Fortbestand der für
ihn günstigen Rechtslage und der
Bedeutung des gesetzgeberischen
Anliegens für das Wohl der All-
gemeinheit erforderlich. Gibt es
hier kein Missverhältnis zwischen
Bestandsschutz und öffentlichem
Interesse an einer Neuregelung,
ist diese mit der Verfassung ver-
einbar.

Typische Belastungen im
polizeilichen 
Schichtdienst

Der polizeiliche Schichtdienst
unterscheidet sich in einigen
wesentlichen Punkten vom
Schichtdienst anderer Branchen.
In den meisten Betrieben sind
die Arbeitsgänge bzw.Arbeitsab-
läufe exakt geregelt. Es handelt
sich in der Regel um eine gleiche
oder gleichartige Verrichtung in
festgelegten Intervallen, die
grundsätzlich ohne Störungen
ablaufen.

Die Tätigkeiten im polizeili-
chen Schichtdienst sind über-
wiegend nicht geregelt. Viele
Tätigkeiten können auch gar
nicht geregelt werden.Das Tätig-
keitsfeld bemisst sich zwar am
gesetzlichen Aufgabenspektrum.
Dieses ist aber groß und ab-
schließend nicht darstellbar. Der
zeitliche Anfall der unterschied-
lichsten Tätigkeiten ist gleicher-
maßen vom Zufall abhängig.Eine
zeitliche Einflussmöglichkeit auf
einen Verkehrsunfall, einen Ein-
bruch, ein Unglück, einen Über-
fall ist nicht möglich. Gleichar-
tige Einsatzlagen können in einer
Nacht friedlich und unfriedlich
ablaufen.Ein Vergleich mit ande-
ren Unternehmen, aber auch mit
anderen Behörden und Einrich-
tungen mit Sicherheitsaufgaben
(BOS) ist unzulässig.

Und genau in dieser perma-
nenten Ungewissheit über den
Ablauf des Dienstes liegt die
besondere Belastung des Schicht-
dienstes. Der ständige Wechsel
im Schichtrhytmus verstärkt die-
sen Druck noch zusätzlich.
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GdP Mitgliederservice
Rechtsberatungsservice in allen
Lebenslagen erweitert! Neben den
Kooperationspartnern Werner Alt-
haus und Dr.Wolfgang Zimmerling
können unsere Mitglieder jetzt auch
als Vertragspartner die Sozietät
„Seibert, Zimmerman und Müller“
in Saarbrücken in Anspruch neh-
men. Nähere Infos auch unter:
www.gdp-saarland.de

Wieso Kompromisse 
machen?


